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Aktionsplan zur Förderung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
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A. Problem 

Das in Artikel 48 des Vertrages von Rom verankerte Recht der 
Arbeitnehmer auf Freizügigkeit schheßt das Recht für jeden euro- 
päischen Bürger ein, in das Hoheitsgebiet eines behebigen 
Mitgliedstaats einzureisen, um dort zu arbeiten oder Arbeit zu 
suchen. Diese mögliche Mobüität der Arbeitnehmer leistet einen 
Beitrag zum Beschäftigungs- und Wirtschaftswachstum. 

Der für die Verwirklichung der Freizügigkeit erforderhche recht- 
liche Rahmen besteht im wesenthchen, er weist in der Praxis aber 
noch einige Schwachstellen und Lücken auf. So fehle es noch an 
der erforderhchen verwaltungstechnischen Flexibihtät, an einer 
ausreichenden Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten sowie an 
Informationen über die Rechte der betroffenen Arbeitnehmer. 

Der Aktionsplan der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten enthält eine Strategie zur Überwindung dieser praktischen 
Probleme. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer wird dabei im 
Gesamtkontext der europäischen Integration auf wirtschaft- 
lichem, sozialem und pohtischem Gebiet gesehen. In die Weiter- 
entwicklung der Mechanismen zur Verwirkhchung der Freizügig- 
keit der Arbeitnehmer sollen dabei alle Beteüigten - Bürger, 
nationale, regionale und lokale Behörden und Sozialpartner - ein- 
gebunden werden. 
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B. Lösung 

Kenntnisnahme der Mitteilung und Annahme der in der Be- 
schlußempfehlung aufgeführten Entschließimg, in der die bereits 
im Mai 1990 geäußerten Bedenken des Deutschen Bundestages 
gegen einen Export deutscher Sozialleistungen bekräftigt wer- 
den. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Bloße Kenntnisnahme der Mitteilung der Kommission. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Mitteilung der Kommission - Ratsdok. 12429/97 - 
folgende Entschließung anzunehmen: 

„Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine schon im Beschluß 
vom 7. Mai 1990 (Drucksache 11/7296) ausgeführte Auffasstmg, 
daß eine Beeinträchtigung des Territoriahtätsprinzips - z. B. durch 
eine Ausdehnung des Exports von Arbeitslosengeld oder Fami- 
henleistungen oder durch eine Ausweitung des Familiennachzugs 
~ nicht annehmbar ist. Es muß ausgeschlossen werden, daß die 
Wirkungen deutscher Sozialvorschriften unübersehbar und finan- 
ziell unkalkuherbar werden. 

Zum Familiennachzug hat der Deutsche Bundestag seinerzeit 
ausgeführt: ,Allen Familienangehörigen im Hinblick auf die 
Erwerbstätigkeit nur eines einzigen EG -Arbeitnehmers ein 
Zugangsrecht zuzubilligen, hieße, dessen Leistungsfähigkeit zu 
überschätzen und das Risiko einer starken Neubelastung der 
nationalen Sozialsysteme zu übernehmen.' Daran hält der Deut- 
sche Bundestag fest. " 


Bonn, den 5. Mai 1998 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Ulrike Mäscher 

Vorsitzende 


Marieluise Beck (Bremen) 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen) 


L Beratungsverlauf 

Mit Unterrichtung gemäß § 93 GO-BT vom 16. Januar 
1998 (Drucksache 13/9668) ist unter Nummer 2.44 
der Aktionsplan zur Förderung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer - Mitteilung der Kommission KOM (97) 
586 endg.; Ratsdok. 12429/97 - an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur federführenden Bera- 
tung und an den Ausschuß für Angelegenheiten der 
Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner Sitzung am 4. März 1998 
die Vorlage beraten und dem federführenden Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung empfohlen, die 
Vorlage zur Kenntnis zu nehmen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Aktionsplan der Kommission - Rats- 
dok. 12429/97 - in seiner 129. Sitzung am 22. April 
1998 beraten und zur Kenntnis genommen. Er hat die 
vorstehend abgedruckte Entschließung der Fraktio- 
nen der CDU/CSÜ und der F.D.R - Ausschußdruck- 
sache 1393 - mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei Stimm- 
enthaltung der Mitglieder der Fraktion der SPD an- 
genommen. 

11. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die EU-Vorlage - Ratsdok. 12429/97 - enthält im 
wesentlichen einen fünf Schwerpunkte umfassenden 
Aktionsplan zur Förderung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer. Der im wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Gesamtkontext der europäischen Integra- 
tion zu sehende Ansatz beruht auf den folgenden 
Punkten: Verbesserung und Anpassung der Vor- 


schriften, die den rechtlichen Rahmen der Freizügig- 
keit der Arbeitnehmer bilden; Erhöhung der Trans- 
parenz des Arbeitsmarktes durch verstärkte Informa- 
tion von Arbeitnehmern und -gebern über das Poten- 
tial des europäischen Arbeitsmarktes; Übernahme 
von Verantwortung und Ausbau der Zusammen- 
arbeit der Sozialpartner in und zwischen den Mit- 
gliedstaaten; bessere Aufklärung durch spezifische 
Aktionen; Förderung innovativer Projekte durch den 
Europäischen Sozialfonds. 

Für weitere Einzelheiten wird auf den Inhalt der bei- 
liegenden Dokumente der Kommission verwiesen. 


III. Ausschußberatungen 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und der 
Fraktion der F.D.P. legten in den Ausschußberatun- 
gen einen Entschließungsantrag - Ausschußdruck- 
sache 1393 - vor, der an die vom Deutschen Bundes- 
tag bereits 1990 geäußerte Ansicht, daß eine Be- 
einträchtigung des Territorialitätsprinzips durch eine 
Ausdehnung des Exports von Sozialleistungen nicht 
annehmbar ist, erinnert und vor einer Unübersicht- 
lichkeit und Unkalkulierbarkeit deutscher Sozialvor- 
schriften als Folge des Aktionsplanes warnt. Mit dem 
Entschließungsantrag sollen deutsche Positionen 
beim Aktionsplan deutlich hervorgehoben werden. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD vertraten die 
Ansicht, der Entschließungsantrag sei zu früh gestellt 
worden. Gegenstand der Mitteilung sei nur ein Ak- 
tionsplan. Erst dann, wenn konkrete Vorschläge der 
Kommission vorlägen, könne man zu deutschen 
Belangen Stellung nehmen. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und der Gruppe der PDS äußerten sich zum 
Entschließungsantrag und zur Vorlage nicht. 


Bonn, den 5. Mai 1998 


Marieluise Beck (Bremen) 

Berichterstatterin 
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